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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Edith Niehuis, Hanna Wolf, Brigitte Adler, Angelika Barbe, 
Ingrid Becker-Inglau, Rudolf Bindig, Anni Brandt-Elsweier, Dr. Marliese 
Dobberthien, Dr. Konrad Eimer, Elke Ferner, Dr. Ingomar Hauchler, Dr. Uwe Holtz, 
Christoph Matschie, Dieter Schanz, Günther Schluckebier, Wilhelm Schmidt 
(Salzgitter), Regina Schmidt-Zadel, Brigitte Schulte (Hameln), Dr. R. Werner 
Schuster, Erika Simm, Margitta Terborg, Hans-Günter Toetemeyer, Hans Wallow, 
Ralf Walter (Cochem), Barbara Weiler, Verena Wohlleben, Dr. Peter Struck, 
Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Vierte VN-Weltf rauenkonferenz 1 995 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Zehn Jahre nach der Weltfrauenkonferenz der Vereinten Natio- 
nen 1985 in Nairobi soll die Vierte VN- Weltfrauenkonferenz in 
Peking eine Bilanz der bisherigen Umsetzung der „Zukunfts- 
strategien zur Förderung der Frau bis zum Jahr 2000" ziehen, die 
besonderen Auswirkungen der politischen und ökonomischen 
Veränderungen auf die Frauen analysieren und Anforderungen 
an die jeweilige nationale und die internationale Frauenpolitik 
konkretisieren. 

Die Vorbereitung der Konferenz auf nationaler und internatio- 
naler Ebene soll der Frauenpolitik neue Impulse verleihen und 
durch Austausch und Vernetzung frauenpolitische Strukturen 
aufbauen bzw. stärken. 

Noch ist in keinem Land der Welt die tatsächliche Gleichberech- 
tigung der Frauen verwirklicht, die Situation vieler Frauen hat 
sich seit 1985 sogar verschlechtert. Die Vierte Weltfrauenkonfe- 
renz muß erneut die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit auf 
die Situation der Frauen lenken und vor allem die Umsetzung der 
in Nairobi beschlossenen Zukunftsstrategien vorantreiben, damit 
die gesetzliche und faktische Gleichstellung der Frauen zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts Realität sein wird. Die „Platform for Action", 
deren Entwurf von der Frauenrechtskommission der Vereinten 
Nationen und dem Generalsekretariat der Weltfrauenkonferenz 
erarbeitet wird, soll als Abschlußdokument der Weltfrauenkonfe- 
renz 1995 die dazu erforderlichen Maßnahmen und Strategien be- 
nennen. Die „Platform for Action" zeigt im Entwurf folgende 
Problembereiche bei der Umsetzung der Gleichstellung der Frau 
auf: 
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— die andauernde und wachsende Belastung der Frauen durch 
Armut, 

— Ungleichheit im Zugang zu Bildung, Gesundheitsversorgung 
und anderen Möglichkeiten zur besten Nutzung der Fähigkei- 
ten der Frauen, 

— Gewalt gegen Frauen, 

— Auswirkungen bewaffneter und anderer Konflikte auf Frauen, 

— Ungleichheit im Zugang von Frauen und ihrer Beteiligung an 
der Entscheidung über ökonomische Strukturen und Politik 
und am wirtschaftlichen Prozeß selbst, 

— Ungleichheit zwischen Männern und Frauen bei der Beteili- 
gung an Macht und Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen, 

— unzureichende Mechanismen zur Unterstützung der Frauen- 
förderung auf allen Ebenen, 

— fehlendes Bewußtsein und Engagement für international und 
national anerkannte Frauenrechte, 

— unzureichende Nutzung der Massenmedien zur Verdeut- 
lichung und Förderung des positiven Beitrags von Frauen für 
die Gesellschaft, 

— fehlende Anerkennung und Unterstützung des Beitrags von 
Frauen beim Umgang mit natürlichen Ressourcen und Erhal- 
tung der natürlichen Umwelt. 

Die Benachteiligung von Frauen zeigt sich in den jeweiligen 
Ländern und Regionen in unterschiedlicher Ausprägung. Trotz 
der differenziert zu betrachtenden Situation der Frauen lassen 
sich übergreifende Problembereiche und deren Ursachen benen- 
nen. Es ist die Aufgabe der teilnehmenden Staaten, die vorran- 
gigen Interessen ihrer weiblichen Bevölkerung zum Ausdruck zu 
bringen, die jeweiligen Defizite bei der Umsetzung der „Zu- 
kunftsstrategien'' deutlich zu benennen und Lösungsvorschläge 
einzubringen. Darüber hinaus haben sie auch ihre Verantwortung 
für den Status der Frauen auf internationaler Ebene wahrzu- 
nehmen. 

Im Unterschied zu vielen anderen Ländern können Industrielän- 
der auf gesetzlich verankerte Gleichberechtigung und auch auf 
gute ökonomische Voraussetzungen verweisen. Um so mehr sind 
sie in Peking gefordert zu erklären, warum trotz formaler Gleich- 
berechtigung und guter ökonomischer Voraussetzungen in diesen 
Ländern die tatsächliche Gleichberechtigung der Frauen bisher 
nicht erreicht wurde. 

Hinzu kommt für die Bundesrepublik Deutschland eine Auswer- 
tung der Erfahrung mit der deutschen Vereinigung im Hinblick 
auf die Situation der Frauen. Diese Erfahrungen sind zum einen in 
der Geschichte erstmalig, zugleich exemplarisch für eine Zusam- 
menarbeit auf europäischer Ebene. Im Prozeß der deutschen Ein- 
heit hat sich gezeigt, daß die Teilhabe der Frauen an Entschei- 
dungsprozessen und ihr Zugang zur Erwerbstätigkeit sich allein 
durch Einführung der Marktwirtschaft und Demokratie nicht 
erhöht, im Gegenteil: Die Dominanz männlicher Normen in Öko- 
nomie, Politik, Forschung und Medien hat zu einem Rückgang des 
Frauenanteils in all diesen Bereichen geführt. 
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In der Bundesrepublik Deutschland gibt es zudem einen nicht 
geringen Anteil von Frauen und Mädchen in Familien auslän- 
discher Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und Frauen, die 
selbst als Migrantinnen in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen sind, um hier zu arbeiten. 

In den letzten Jahren stieg die Zahl der Anträge auf Asyl und 
damit auch die Zahl der Asylbewerberinnen, hierunter viele junge 
Frauen und Mädchen. 

Die über 40jährige Erfahrung mit dem Satz des Artikels 3 Abs. 2 
des Grundgesetzes „Männer und Frauen sind gleichberechtigt'' in 
der Bundesrepublik Deutschland hat deutlich gemacht, daß eine 
solche Formulierung allein nicht ausreicht, die faktische Benach- 
teiligung von Frauen abzuschaffen. Die formale gesetzliche 
Gleichberechtigung der Frau ist unverzichtbare Basis für eine 
Gleichstellungspolitik, aber alleine nicht ausreichend, patriar- 
chale Strukturen und deren vielfältige negative Auswirkungen 
auf Frauen und die Qualität einer demokratischen Gesellschaft zu 
verändern. Beseitigung patriarchaler Strukturen bedeutet nicht 
allein die quantitativ gleiche Beteiligung von Frauen in allen 
gesellschaftlichen Bereichen, sondern ebenso die normative und 
faktische Veränderung von Gesellschaft hin zu einem Mehr an 
Demokratie. Gesetzliche Maßnahmen müssen in dieser Hinsicht 
strukturverändernd wirksam sein und bedürfen einer ständigen 
Wirksamkeitsüberprüfung, als deren Grundlage aussagefähige 
und aktuelle statistische Daten unverzichtbar sind. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Problembereiche bei der Umsetzung der Gleichstellung der 
Frau, die für die „Platform for Action" seitens der VN definiert 
wurden, stellen sich aus bundesrepublikanischer Sicht wie folgt 
dar: 

Armut als andauernde und wachsende Belastung von Frauen 

Armut hat nicht nur in Entwicklungsländern ein „weibliches 
Gesicht". Die Ursache für den großen Anteil von Frauen an den 
ökonomisch besonders benachteiligten Gruppen liegt auch hier- 
zulande in Traditionen begründet: vor allem der Vorstellung vom 
männlichen Haupternährer und der ihm zur Seite stehenden 
Hausfrau - ein Klischee, das angepriesen wurde, ohne daß es 
Frauen im Grundsatz zu Vorteilen gereichte. Auch die von den 
christlichen Kirchen vertretenen Vorstellungen über Wesen und 
Rolle der Frau gehören zu den Traditionen, die männliche Vor- 
herrschaft stützen. Die „Tradition der Hausfrau", zuständig für 
den privaten Bereich, wie sie im 19. Jahrhundert propagiert 
wurde, ist immer noch lebendig, obwohl sie weniger denn je der 
Realität entspricht. Die Auswirkungen der Ideologie von der „hin- 
zuverdienenden" Frau, in Verbindung mit nach wie vor bestehen- 
den Klischeevorstellungen in bezug auf Fähigkeiten von Frauen, 
zeigen sich in Ausmaß und Art der Beteiligung der Frauen am 
Arbeitsmarkt und der daraus resultierenden ökonomischen 
Schlechter Stellung: 
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Der Anteil von zwei Dritteln Frauen bei den Arbeitslosen in den 
neuen Bundesländern, die hohe Zahl von Frauen an den Langzeit- 
arbeitslosen, d. h. die häufigeren Entlassungen und selteneren 
Einstellungen von Frauen, lassen auf eine Bevorzugung männ- 
licher Erwerbstätiger bzw. Bewerber schließen - trotz guter Quali- 
fikationen der Frauen z. B. gerade auch in „Männerberufen" in 
den neuen Bundesländern. Auch die Verdrängung von Arbeit- 
nehmerinnen aus bislang frauendominierten Beschäftigungsbe- 
reichen in den neuen Bundesländern zeigt die Wirksamkeit des 
„ Ernährerklischees " . 

Erwerbstätige Frauen sind überproportional in schlecht bezahlten 
Bereichen des Arbeitsmarktes anzutreffen, überproportional auch 
ihr Anteil bei nicht- existenzsichernden Teilzeitbeschäftigungen 
(nur ca. 7 % Männer gehen Teilzeitarbeits Verhältnisse ein) und 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (70% in den alten 
Bundesländern). Weit unterproportional ist dagegen der Anteil 
von Frauen in gut bezahlten Führungspositionen. Diese horizon- 
tale und vertikale geschlechtsspezifische Teilung des Arbeits- 
marktes ist Ursache der Lohndifferenz, d. h. der Tatsache, daß 
Frauen im Durchschnitt nur zwei Drittel der Männerlöhne er- 
halten. 

Die traditionelle Arbeitsteilung wirkt sich fortdauernd dahin 
gehend aus, daß Familienarbeit, insbesondere die Fürsorge für 
Kinder, unabhängig von eigener Erwerbstätigkeit, den Frauen 
zugewiesen bleibt. In der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland war und bleibt es für Frauen deshalb unverständlich, 
daß ihnen einerseits diese Verantwortlichkeit einseitig aufgebür- 
det, ihnen andererseits das Selbstbestimmungsrecht in Schwan- 
gerschaftskonflikten verweigert wurde und ihnen bis heute nur 
eingeschränkt zugestanden wird, weil sie sich nach wie vor einer 
verpflichtenden Beratung unterziehen müssen. 

Die Zuweisung der Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen 
an Frauen ist Ursache des Mangels an außerfamiliären institutio- 
nellen Betreuungsmöglichkeiten und des Fehlens familienkompa- 
tibler Arbeitsplätze. Damit ist Frauen der Zugang zur Erwerbs- 
tätigkeit erschwert bzw. die Annahme von Beschäftigungsverhält- 
nissen, die weder Existenz Sicherung noch Aufstiegsmöglichkeiten 
bieten, vorprogrammiert. 

Die Gefahr ökonomischer Ausgrenzung betrifft besonders die 
Gruppe der alleinerziehenden Frauen (93 % der Alleinerziehen- 
den sind Frauen), ihr Anteil an den Empfängern von Sozialhilfe 
beträgt über ein Fünftel. 

Der (im Westen) nicht ausreichend umgesetzte bzw. (im Osten) 
rückläufige Zugang zur existenzsichernden Erwerb Stätigkeit 
beeinträchtigt nicht nur die aktuelle ökonomische Situation der 
Frauen, sondern auch ihre Alterssicherung. 

Altersarmut betrifft in den alten Bundesländern ganz überwie- 
gend Frauen, sie machen vier Fünftel der über 65jährigen Sozial- 
hilfeempfänger und -empfängerinnen aus. Daß dieser Anteil in 
den neuen Bundesländern (noch) sehr viel geringer ausfällt, ist 
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durch die zu DDR-Zeiten vorherrschende durchgehende Erwerbs- 
biographie bedingt. In den alten Bundesländern führt die unter- 
brochene (bzw. nicht vorhandene oder eingeschränkte) Erwerbs- 
biographie zu meist nicht existenzsichernden Rentenansprüchen 
und damit zu Altersarmut. 

Ökonomische Ausgrenzung zieht soziale Ausgrenzung nach sich. 
Damit werden Frauen zusätzlich gehindert, an gesellschaftlichen 
Gestaltungsprozessen mitzuwirken. 

Bildung, Berufsbildung, Wissenschaft und Forschung, 
Gesundheit 

Bildung und Berufsbildung 

Der gleichberechtigte Zugang von Mädchen und Frauen zur 
allgemeinen Schulbildung, ihr höherer bzw. gleicher Anteil am 
mittleren Bildungsabschluß bzw. beim Abitur und ihre durch- 
schnittlich besseren Noten haben ihre Benachteiligung beim 
Übergang ins Berufsleben bzw. im Berufsverlauf nicht beseitigt. 
Die geschlechtsspezifische Segmentierung der Ausbüdungs- 
plätze, ebenso wie die nach wie vor vorhandene geschlechtsspezi- 
fische Sozialisierung, führen dazu, daß junge Frauen vor allem 
in zukunftsorientierten Berufsfeldern (z. B. neue Technologien) 
immer noch unterrepräsentiert sind. 

Auf die erwiesene Benachteiligung von Mädchen und jungen 
Frauen gerade im naturwissenschaftlich-technischen Bereich 
durch eine Koedukation in den Bildungseinrichtungen, die sich 
weiter an männlichem Normverhalten orientiert, wird noch nicht 
ausgleichend reagiert. 

Der weit überproportionale Anteil von Frauen in vorschulischen 
Einrichtungen und im Lehrbereich der Grundschulen transportiert 
das Klischee von der Zuständigkeit von Frauen für jüngere Kin- 
der, während „höhere Bildung" Männersache bleibt. 

Berufliche Fortbildung, und zwar insbesondere aufstiegsför- 
dernde Weiterbildung, kommt Frauen in geringerem Umfang als 
Männern zugute. 

Mädchen und junge Frauen aus ausländischen Arbeitnehmer- 
familien haben dagegen, selbst wenn sie in der Bundesrepublik 
Deutschland geboren sind, schlechtere Bildungschancen. Ihre 
Möglichkeit einer qualifizierten Berufstätigkeit oder Aufstiegs- 
chancen sind also noch geringer als bei Frauen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit. 

Mädchen aus Asylbewerberfamilien haben in manchen Bundes- 
ländern noch nicht einmal das Recht auf Grundbildung, da für 
diese Kinder nicht überall Schulpflicht besteht. 

Das Bildungsniveau von Migrantinnen, vor allem aus Entwick- 
lungsländern, liegt ebenfalls auf niedriger Stufe. Sie müssen 
Sprachbarrieren überwinden, und ihre Situation auf dem Arbeits- 
markt ist durch geringste Löhne, schlechteste Absicherung und 
das geringste soziale Ansehen gekennzeichnet. Nur weniger als 
ein Viertel von ihnen findet qualifizierte Arbeitsplätze in der Indu- 
strie oder im Dienstleistungssektor. 
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Aber es gibt kaum Alphabetisierungs- und Bildungsprogramme 
für Frauen im Gastland und in ihren Heimatländern, obwohl 
gerade in Entwicklungsländern Frauen nur mit Hilfe einer besse- 
ren Ausbildung die Fähigkeit entwickeln können, ihre wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten selbst in die Hand zu nehmen und auf 
Veränderungen in der Landwirtschaft und im Geschäftsleben 
flexibel zu reagieren. 

Wissenschaft und Forschung 

Besonders deutlich zeigt sich die Tatsache der mangelnden 
Gleichstellung bei formaler Gleichberechtigung auch im Bereich 
von Wissenschaft und Forschung. Die männliche Dominanz bei 
der Stellenbesetzung, die Orientierung an männlich geprägten 
Wissenschaftsnormen und die Ausrichtung der „Forscherbiogra- 
phie'' an männlichen Lebenssituationen besteht im Hochschul- 
bereich fort: 

Frauen stellen mittlerweile über 40 % der Studierenden, aber nur 
20 % des wissenschaftlichen Personals und besetzen lediglich 5 % 
der Professuren (2,5% der höchstdotierten C4-Professuren). Die 
Voraussetzungen für eine nachteilsfreie Vereinbarung von Beruf 
und Familie sind an den Hochschulen defizitär. Studentinnen im 
technischen Bereich fühlen sich immer noch als Fremdkörper. Im 
Bereich der institutionalisierten Frauenforschung hinkt die Bun- 
desrepublik Deutschland Ländern wie den USA oder Niederlan- 
den weit hinterher, die Einbeziehung inhaltlicher und methodolo- 
gischer Erkenntnisse der Frauenforschung in sämtliche Curricula 
steht noch aus. 

Die nicht realisierte Gleichstellung von Frauen im Bildungs-, 
Berufsbildungs- und Wissenschaftsbereich ist nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Weichenstellung für die zukünftige Entwicklung 
äußerst ernstzunehmen, weil sie eine fortdauernde Benachteili- 
gung der Frauen befürchten läßt. 

Gesundheit 

Im Gegensatz zu vielen Entwicklungsländern ist der Zugang von 
Frauen zur Gesundheitsversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht eingeschränkt. Zu wenig werden allerdings 
nach wie vor geschlechtsspezifische Aspekte berücksichtigt. 

Die Ausrichtung des Gesundheitsversorgungssystems auf medi- 
kamentöse Behandlung zu Lasten ursachenbezogener Behand- 
lungskonzepte, die Problemlösungen unterstützen, wirkt sich 
besonders im Bereich psychosomatischer Erkrankungen negativ 
auf Frauen aus, wie die wesentlich häufigere Verordnung von 
Beruhigungsmitteln und Psychopharmaka an Frauen als an Män- 
ner zeigt. Medizinische Forschung orientiert sich in einigen Berei- 
chen (z.B. Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Arbeitsmedizin) immer 
noch überwiegend an Männern. Im Bereich der Verhütung kon- 
zentriert sich die Forschung hingegen nicht auf Männer. 

Das Festhalten am Mann als Norm zeigt sich auch im medizini- 
schen Umgang mit spezifisch weiblichen Lebenssituationen wie 
Schwangerschaft und Klimakterium, die als Krankheiten bewertet 
und „behandelt" werden.. 
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In allen Bereichen medizinischer Forschung, der Entwicklung von 
Präventionsmaßnahmen und Heilmethoden wird die spezifische 
Situation von Frauen noch zu wenig beachtet, dies gilt insbeson- 
dere für die Bereiche Sucht und AIDS. 

Gewalt gegen Frauen 

Die Tradition männlicher (Vor-)Herrschaft zeigt sich besonders 
drastisch im Bereich der Gewalt gegen Frauen. Sie hat viele 
graduell unterschiedliche Erscheinungsformen. Schätzungsweise 
vier Millionen Frauen werden in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich Opfer von Gewalt ihrer männlichen Partner. Die Erfah- 
rung sexualisierter Gewalt, direkt oder indirekt, in Form von 
Vergewaltigung, Nötigung, sexueller Belästigung am Arbeits- 
platz, „Anmache" und Verherrlichung von Gewalt gegen Frauen 
gehört immer noch zum Alltag von Frauen. 

Der Abbau der ideologischen und materiellen Grundlagen dieser 
männlichen Gewalt, nämlich Vorherrschaftsdenken, Machterhal- 
tung und materielle Abhängigkeiten, geht nur sehr schleppend 
voran. 

Es sind immer noch Lücken im rechtlichen Schutz vor Gewalt zu 
schließen: Vergewaltigung in der Ehe ist derzeit nicht als Verstoß 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung der Frau geahndet; im Be- 
reich häuslicher Gewalt wird nicht generell vom Vorliegen eines 
öffentlichen Strafverfolgungsinteresses ausgegangen; § 19 des 
Ausländergesetzes versagt ausländischen Ehefrauen das Aufent- 
haltsrecht vor Ablauf von vier Jahren Ehedauer, auch wenn die 
Ehefrau Gewalt ausgesetzt ist; der rechtliche Schutz vor sexueller 
Belästigung am Arbeitsplatz ist (u. a. durch Vorsätzlichkeit in der 
Tatbestandsdefinition, fehlende Beweislastumkehr) unzurei- 
chend. 

Härtefallregelungen, wie sie in § 19 des Ausländergesetzes oder 
bei der Zuweisung von Ehewohnungen an mißhandelte Frauen 
(§ 1361b BGB) vorhanden sind, bedürfen einer Konkretisierung, 
wobei psychische Gewalt einbezogen werden muß. 

Frauenhäuser, die inzwischen als notwendige Schutz- und Zu- 
fluchtsstätten für von Gewalt betroffene Frauen (und ihre Kinder) 
anerkannt sind, müssen um ihre gesicherte Finanzierung kämp- 
fen und können die notwendige Beratungs- und Unterstützungs- 
arbeit oft nur durch ehrenamtliche Arbeit leisten. Gleichzeitig 
besteht die Gefahr, daß ihre Funktion - den Opfern männlicher 
Gewalt Zuflucht zu bieten - nicht als Umgang mit den Folgen 
dieser Gewalt wahrgenommen wird, sondern ihre Anerkennung 
und finanzielle Unterstützung an die Stelle der Ursachenbekämp- 
fung tritt. 

Es mangelt nach wie vor an Sensibilität der Öffentlichkeit und der 
Strafverfolgungsbehörden für die Tatsache der Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen und die weitreichenden Folgen dieser Ver- 
letzung persönlicher Integrität. 

In der Aus- und Fortbildung im Polizei- und Justizbereich waren 
die bisherigen Anstrengungen noch nicht ausreichend, um in 
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Vernehmungen und Gerichtsverfahren einen ihre Integrität schüt- 
zenden Umgang mit Frauen, die Opfer männlicher Gewalt wur- 
den, stets zu gewährleisten. 

In der Bewertung von (sexualisierter) Gewalt werden Unter- 
schiede zwischen Prostituierten und drogenabhängigen Frauen 
und anderen Opfergruppen gemacht, d. h. es wird nicht die 
Gewalt als solche geächtet. Auch in der fortdauernden Tabuisie- 
rung sexualisierter Gewalt gegen behinderte Frauen zeigt sich ein 
abwertendes Frauenbild und eine Mißachtung der Grundlage wie 
des Ziels dieser Gewalt: der Machtausübung. 

Die Zunahme von Frauenhandel und Zwangsprostitution durch 
das wirtschaftliche Gefälle zwischen Nord und Süd bzw. West und 
Ost konnte mit den bisherigen rechtlichen Maßnahmen nicht 
eingedämmt werden; die betroffenen Frauen werden meist lange 
vor Prozeßbeginn abgeschoben, ihr Fehlen als Zeuginnen er- 
schwert die Verurteilung der Täter; die mit der Ermittlung befaß- 
ten Stellen sind personell unterbesetzt: im Vergleich zu Verstößen 
gegen Vermögensrechte wird das Recht auf sexuelle Selbst- 
bestimmung als minderes Recht betrachtet. 

Auswirkungen von bewaffneten und anderen Konflikten auf 
Frauen 

Obwohl sie nur selten als Kombattantinnen an bewaffneten Kon- 
flikten teilnehmen, sind Frauen in immer höherem Ausmaß Opfer 
von Kriegen und Bürgerkriegen - als Getötete, Verstümmelte, 
Flüchtlinge und Vertriebene. Immer wieder werden sie mit 
systematischen Massenvergewaltigungen als „Feindinnen" und 
Frauen angegriffen. 

In vielen innergesellschaftlichen Konflikten werden Frauen nicht 
nur aufgrund ihrer eigenen politischen Tätigkeit, sondern auch 
stellvertretend für männliche Familienmitglieder inhaftiert, gefol- 
tert und getötet. 

In einigen Ländern sind Frauen infolge kultureller oder religiöser 
Traditionen allein aufgrund ihres Frauseins Gewalt und Verfol- 
gung ausgesetzt. Hinzu kommen rechtliche Ungleichstellungen 
und gesellschaftliche Diskriminierung, die das Einklagen und 
Durchsetzen von Menschenrechtsschutz für Frauen erschweren 
oder verhindern. 

Diesen Erkenntnissen trägt die Bundesrepublik Deutschland nur 
unzureichend Rechnung gegenüber Frauen, die als Kriegs- und 
Verfolgungsflüchtlinge in der Bundesrepublik Deutschland Zu- 
flucht suchen. Bei der Unterbringung muß ihre besondere Situa- 
tion berücksichtigt werden; in Asylverfahren ist die Anhörung 
durch Entscheiderinnen und Dolmetscherinnen unerläßlich. Ge- 
schlechtsspezifische Verfolgung muß als Asylgrund anerkannt 
werden. 

Ungleichheit in der Beteiligung an Entscheidungsprozessen über 
wirtschaftliche Strukturen und Politik und am wirtschaftlichen 
Prozeß selbst 

Frauen haben auch in der Bundesrepublik Deutschland wenig 
Einfluß auf ökonomische und wirtschaftspolitische Entschei- 
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dungsprozesse, deren Folgen sie aber mitzutragen haben. Dies 
gilt gleichermaßen für die Regierungs- und parlamentarischen 
Ebenen wie für die private Wirtschaft, deren Spitzenverbände und 
die Arbeitnehmervertretungen. Der Anteil von Frauen an den 
Führungskräften in der privaten Wirtschaft liegt bei Unternehmen 
mit bis zu 500 Mitarbeiterinnen bei 7,1 %, bei Unternehmen mit 
501 bis 5 000 Mitarbeiterinnen bei 5,6 % und bei Unternehmen mit 
über 5 000 Beschäftigten bei 3,4%. Auf der Vorstands- und 
Geschäftsführungsebene liegt der Anteil bei 4,3 bzw. 1,6% und 
0,6%. ln den neuen Bundesländern wurden Frauen in großem 
Ausmaß aus Leitungsfunktionen verdrängt. 

Die Ursachen sind nicht nur in der Organisation des Manage- 
ments zu sehen, die eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
kaum zuläßt und Teilzeitarbeit mit dem Verlust von Karriere- 
chancen belegt. Frauen werden auch häufiger als Männer nicht 
ausbildungsadäquat eingesetzt, an einem männlich geprägten 
Führungsmodell gemessen und mit Vorurteilen und Abwehr aus 
Angst vor männlichem Machtverlust konfrontiert. 

Der Frauenanteil an den Erwerbstätigen ist seit 1970 um 5 % auf 
41 % gestiegen, bedingt ist dies vor allem durch die Zunahme von 
Teilzeitarbeitsplätzen (34 % der weiblichen und 2,6% der männ- 
lichen Beschäftigten haben ein Teilzeitarbeitsverhältnis). 

Zusammen mit der immer noch vorherrschenden Schlechterbe- 
wertung und -bezahlung „weiblicher" Tätigkeiten (z. B. Pflege, 
Bereiche des Dienstleistungsgewerbes und Handels) und den 
geringeren Aufstiegsmöglichkeiten von Frauen führt auch der 
große Anteil von Frauen bei Teilzeitarbeit zur Lohndifferenz von 
durchschnittlich 30 % zwischen Frauen und Männern und zu 
schlechterer Altersversorgung. 

Anders als Männer stehen immer noch viele Frauen vor dem 
Problem, sich entweder für den Beruf oder für die Familie ent- 
scheiden zu müssen oder aber die Lasten der Vereinbarung beider 
alleine zu tragen. Gleiche Chancen für die Teilnahme der Frauen 
am ökonomischen Prozeß sind erst gegeben, wenn Frauenförde- 
rung nicht auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie auf Frauen 
beschränkt bleibt, wenn die beruflichen Nachteile der Teilzeit- 
arbeit abgebaut werden, familienkompatible Arbeitsbedingun- 
gen, auch durch institutioneile Kinderbetreuung, für beide Ge- 
schlechter auf allen Hierarchieebenen üblich sind und Erzie- 
hungsurlaub nicht mehr nur von 1,4 % der Väter wahrgenommen 
wird. 

Voraussetzung für den Abbau dieser Nachteile für Frauen ist auch 
eine veränderte Bewertung der Familienarbeit, deren Anerken- 
nung derzeit noch überwiegend deklaratorischen Charakter hat. 
Solange die Wertschätzung dieser gesellschaftlich notwendigen 
und erwünschten Arbeit sich auf Lippenbekenntnisse beschränkt, 
tatsächlich aber die mindere Wertschätzung dieser Arbeit fortbe- 
steht und die faktische Benachteiligung der sie Leistenden nicht 
abgebaut wird, kann das Ziel einer neuen, besseren Verteilung 
aller gesellschaftlichen Aufgaben zwischen Frauen und Männern 
nicht erreicht werden. Damit wird eine zentrale Chance für die 
Neustrukturierung der Gesellschaft nicht genutzt. 
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Ungleichheit bei der Beteiligung an Entscheidungsprozessen auf 
allen Ebenen 

Der Frauenanteil im Deutschen Bundestag (21 %) und in den 
Gremien, auf deren Besetzung die Bundesregierung Einfluß hat 
(7,2 %), liegt noch weit unter dem Anteil der Frauen in der Bevöl- 
kerung. Ähnliches gilt für Länderparlamente, gewählte Vertre- 
tungen der Städte und Gemeinden; auch in den Regierungen ist 
Parität keineswegs erreicht. Die geringe, teils gar nicht gegebene 
Beteiligung von Frauen vor allem in Entscheidungspositionen und 
Aufsichtsgremien der Medien stellt nicht nur an sich ein Defizit 
dar, sondern wirkt sich auch negativ auf das Bild der Frauen und 
ihrer Situation in den Medien aus. 

Die Erfahrung auch des letzten Jahrzehnts zeigt, daß Macht von 
Männern nicht freiwillig abgegeben wird, dies gilt auf allen Ebe- 
nen gesellschaftlicher Gestaltungsprozesse. Der Wechsel von 
einem androzentrischen Verständnis von Demokratie, das auf die 
Mitentscheidung von Frauen verzichten zu können glaubt, hin zu 
einer Geschlechterdemokratie, für die die gleiche Beteiligung von 
Frauen an Entscheidungsprozessen ohne Angleichung an männ- 
liche Normen ein zentrales Element darstellt, ist auch nach 
75 Jahren Frauenwahlrecht noch nicht vollzogen. Eine zivile 
Gesellschaft, deren Bedeutung für die Zukunft nach dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes und die Bewältigung der neuen Heraus- 
forderungen immer wieder betont wird, kann jedoch nicht auf 
einem ungleichen Geschlechterverhältnis beruhen. 

Auch im internationalen Bereich wird noch nicht durch gezielte 
Maßnahmen dazu beigetragen, daß der Frauenanteil vor allem in 
Entscheidungsfunktionen staatlicher Entwicklungsorganisationen 
beträchtlich erhöht wird. Das gilt für deutsche wie für multinatio- 
nale Organisationen, in denen die Bundesregierung ein Vor- 
schlags- und Mitspracherecht hat. 

Unzureichende Mechanismen für die Umsetzung der 
Frauenförderung 

Die bisherige Erfahrung mit Frauenfördermaßnahmen hat vor 
allem gezeigt, daß diese nur durch klare Zielvorgaben und wirk- 
same Regelungen greifen können. Die mit der Durchführung 
befaßten Stellen (Gleichstellungsstellen, Frauenbeauftragte etc.) 
müssen über ausreichende Kompetenzen, Einspruchs- und Sank- 
tionsmöglichkeiten verfügen. Kann-Bestimmungen und Absichts- 
erklärungen, die auf den guten Willen und die Einsicht z.B. mit 
Personalentscheidungen betrauter Stellen vertrauten, haben sich 
als wirkungslos erwiesen. Wie oben mehrfach dargelegt, ist z. B. 
die gute Qualifikation von Frauen noch keine Gewähr für ihre 
gleiche Teilhabe an qualifizierten, gutdotierten Arbeitsplätzen 
oder den Entscheidungsprozessen. 

Frauenförderung muß darum auf allen Ebenen greifen und kann 
sich nicht auf die Unterstützung „evolutionärer'' Angleichungs- 
prozesse beschränken. Eine verfassungsrechtliche und einfach- 
gesetzliche Absicherung wirksamer Frauenfördermaßnahmen zur 
Herstellung tatsächlicher Chancengleichheit ist notwendig. 
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Mangelndes Bewußtsein und Engagement für international und 
national anerkannte Frauenrechte 

Die Bundesrepublik Deutschland hat internationale Übereinkom- 
men für Frauenrechte unterzeichnet, z. B. das „Übereinkommen 
der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form der Diskrimi- 
nierung der Frau". Bei der Umsetzung in nationales Recht sind 
jedoch noch Defizite zu beklagen. Dies zeigte z. B. jüngst die 
Entscheidung des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts, 
der die bislang übliche Auslegung des auf EG-Recht basierenden 
Verbots, Arbeitssuchende wegen ihres Geschlechts zu diskrimi- 
nieren (§ 611 a BGB), für nicht verfassungskonform erachtete und 
die Wirksamkeit der im Gesetz vorgesehenen Sanktionen bezwei- 
felte. 

ln den internationalen Beziehungen findet der Schutz der Frauen- 
rechte bislang zu wenig Beachtung. Auf der Wiener Weltmen- 
schenrechtskonferenz 1993 konnte erreicht werden, daß Forde- 
rungen im Hinblick auf Gleichberechtigung und Wahrung der 
Menschenrechte der Frau zu einem Schwerpunkt der Abschluß- 
erklärung und des Aktionsprogrammes gemacht wurden. Ein wei- 
terer Schritt wurde im Frühjahr 1994 mit der Ernennung einer VN- 
Sonderberichterstatterin zur Gewalt gegen Frauen getan. Auch 
wenn die Schaffung dieses Amtes mit deutscher Unterstützung 
durchgesetzt wurde, ist die Bundesrepublik Deutschland der Auf- 
gabe, das Thema Schutz der Frauenrechte in die Agenda der bi- 
und multilateralen Beziehungen einzufügen, insgesamt nicht aus- 
reichend nachgekommen. 

Ein unverzichtbares Element des Engagements für Frauenrechte 
ist auch die Erhöhung des Frauenanteils in internationalen Orga- 
nisationen und Gremien. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
ihren Einfluß in dieser Hinsicht bisher kaum geltend gemacht und 
bei der Entsendung von Delegationen häufig auf eine paritätische 
Besetzung verzichtet. 

Unzureichende Nutzung der Massenmedien zur Darstellung des 
Beitrags von Frauen zur gesellschaftlichen Entwicklung 

Das Frauenbild, das von den Medien in der Bundesrepublik 
Deutschland transportiert wird, ist immer noch mehr von Ideologie 
als von Realität bestimmt. Der wachsende Anteil privater Sender 
hat diesen Trend noch verstärkt, nicht zuletzt durch die Darstel- 
lung von Frauen in der Werbung, die dort einen weit höheren 
Anteil an der Sendezeit als im öffentlich-rechtlichen Fernsehen 
und Rundfunk ausmacht. Statt Gewalt gegen Frauen in Ausmaß, 
Art und Folgen real und nicht voyeuristisch zu thematisieren, 
nimmt Gewaltverharmlosung und -Verherrlichung zu. Frauen sind 
sowohl in den journalistischen Entscheidungspositionen der 
Medien Rundfunk und Fernsehen als auch in den Aufsichtsgre- 
mien weit unterrepräsentiert. Auf Art und Umfang der Berichter- 
stattung über Frauen haben sie deshalb zu wenig Einfluß. 

Die Umstrukturierung der Printmedien in den neuen Bundeslän- 
dern hat zu einer Verdrängung von Journalistinnen geführt. Mit 
hoher Wahrscheinlichkeit führt auch der Konzentrationsprozeß 
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auf dem Zeitungsmarkt zu einem Rückgang des Frauenanteils in 
den Redaktionen. 

Mangelnde Anerkennung und Unterstützung des Frauenbeitrags 
beim Umgang mit natürlichen Ressourcen und Erhaltung der 
Umwelt 

Durch das Fortwirken der Ideologie der traditionellen Arbeitstei- 
lung wird Frauen die Hauptrolle bei umweltbewußtem Verhalten 
zugewiesen, z. B. beim Umgang mit Müll, der Sorge für gesunde 
Ernährung etc. An den relevanten Entscheidungsprozessen über 
den Umgang mit Ressourcen, Energiegewinnung, Verkehrspla- 
nung, Müllvermeidung, Nahrungsproduktion usw. sind sie aber 
kaum beteiligt. Die besondere Verantwortung, die mehrheitlich 
Frauen gerade für das gesunde Heranwachsen von Kindern 
immer noch tragen, und die Kompetenzen, die sie im Alltag im 
Umgang mit umweltrelevanten Fragen erwerben, werden haupt- 
sächlich als individuelle Problemlösungsstrategien wahrgenom- 
men und nicht als Basis für ihre notwendige Einbeziehung in 
Entscheidungsprozesse. 

Verantwortung für den Status der Frau auf internationaler Ebene 

Über die Umsetzung der Frauenrechte im eigenen Land haben die 
Teilnehmernationen der Vierten Weltfrauenkonferenz auch ihre 
Verantwortung auf internationaler Ebene wahrzunehmen. Neben 
den außenpolitischen Beziehungen und der Arbeit in internatio- 
nalen Organisationen stellt für die Bundesrepublik Deutschland 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit einen Bereich dar, in dem sie 
dieser Verantwortung gerecht werden könnte. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich national verpflichtet, 
Entwicklungsländer zu unterstützen. Sie hat sich u. a. über die 
Agenda 21 der UNCED-Konferenz von Rio de Janeiro 1992 zur 
Stärkung der rechtlichen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Stellung unter anderem vor allem von Frauen ver- 
pflichtet. 

In Entwicklungsländern schränken Rechtlosigkeit und ein niedri- 
ges Bildungsniveau die wirtschaftliche und soziale Autonomie von 
Frauen ein. Besonders von Armut betroffen sind alleinstehende 
Mütter. In vaterrechtlich organisierten Gesellschaften hängt der 
Zugang der Frauen zu Landbesitz und zu Produktionsmitteln 
traditionell vom Familienstand ab. So produzieren in Afrika süd- 
lich der Sahara Frauen zu 80 % die Lebensmittel für den lokalen 
Bedarf, aber nur 8 % von ihnen sind rechtmäßige Besitzerinnen 
des Bodens, den sie bearbeiten. Wenn Männer sterben oder ihre 
Frauen verlassen, sind diese oft zu Migration gezwungen, um den 
eigenen Unterhalt oder den der Familie durch bezahlte Beschäfti- 
gung zu finanzieren. Deshalb ist unter den Migrantinnen der 
Anteil der Frauen zwischen 50 und 70 Jahren hoch. Auch junge 
Frauen in ländlichen Gebieten mit wenig Chancen auf einen 
Arbeitsplatz sind zur Migration gezwungen. In manchen Gebieten 
wandern bis zu 50 % der Töchter aus kinderreichen, armen Fami- 
lien aus der Heimat aus. Sie leisten dann durch Geldüberweisun- 
gen einen wesentlichen Anteil am Familienunterhalt. 
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Weltweit sterben täglich 1 370 Frauen an den Folgen unerwünsch- 
ter oder Risikoschwangerschaften. Die Bereitstellung einer ange- 
messenen Gesundheitsfürsorge und von Familienplanungsdien- 
sten ist von zentraler Bedeutung für die freie Entscheidung der 
Frauen über mögliche Schwangerschaften und damit auch für 
eine Eindämmung der Kinder- und Müttersterblichkeit. In Ost- 
asien haben 95 % der Menschen einen guten Zugang zu solchen 
Diensten, in Südostasien und Lateinamerika nur 57 %, in Südasien 
54%, in der arabischen Welt zwischen 13 und 25%, in Afrika 
südlich der Sahara nur 9 %. 

Die Verbesserung der Situation von Frauen ist zentrale Grundlage 
für eine effektive und wirkungsvolle Entwicklungshilfe. In der 
Entwicklungsarbeit muß es daher selbstverständlich sein, Frauen 
in Entwicklungsmaßnahmen aller Sektoren zu fördern und ihre 
Interessen bei der Planung und Durchführung aller Projekte und 
Programme einzubeziehen. Es ist notwendig, das Anliegen der 
Frauenförderung auf allen Ebenen des Politikdialoges nachdrück- 
lich einzubringen. Frauenförderungskonzepte müssen Bestandteil 
aller Verträge zwischen Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung und ihren Partnern in den Ent- 
wicklungsländern sein. Ebenso ist es notwendig, ein Konzept zu 
erarbeiten, wie eine vernünftige Frauenförderung auch in Län- 
dern durchzusetzen ist, die der Gleichberechtigung der Frauen 
aus religiösen Gründen negativ gegenüberstehen. 

Frauenförderung ist als ein Schwerpunkt der Entwicklungszu- 
sammenarbeit zwar verbal unbestritten, ihre tatsächliche Umset- 
zung ist aber nicht zuletzt aufgrund männlich dominierter Pla- 
nungs- und Entscheidungsstrukturen und mangelnden Bewußt- 
seins für geschlechtsspezifische Aspekte der Entwicklung defizi- 
tär. Während reine Frauenprojekte nur in Ausnahmefällen für 
erforderlich erachtet werden, stellt sich die Wahrnehmung der 
Frauenförderung als Querschnittsaufgabe häufig eher als „An- 
hängen der Frauenfrage" denn als Neustrukturierung von Projek- 
ten und Strategien unter geschlechtsdifferenzierender Blickweise 
dar. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— in Peking eine kritische Bestandsaufnahme der Entwicklung 
des Status der Frau seit Nairobi durch alle teilnehmenden 
Nationen einzufordern, 

— die Auswirkungen der deutschen Vereinigung auf die Frauen 
ungeschönt darzustellen, 

— für verbindliche Strategien für die nächste Dekade einzutreten, 
damit durch wirksame nationale Gesetzgebungen und inter- 
nationale Initiativen die männlichen Normen als Ursache des 
ungleichen Geschlechterverhältnisses beseitigt werden, 

— im Dialog mit anderen Regierungen für die konsequente Reali- 
sierung der Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskri- 
minierung von Frauen (Antidiskriminierungskonvention, 1979) 
einzutreten; 
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und sich insbesondere einzusetzen für: 

— eine eigenständige ökonomische Sicherung von Frauen und 
ihren Schutz vor ökonomischer Ausgrenzung; 

— klare und wirksame Gesetzgebungen zur Frauenförderung, die 
z. B. mit Mitteln wie Quotierung, deutlichen Sanktionen und 
Beweislastumkehr bei Nichteinhaltung der Benachteiligung 
von Frauen im Erwerbsleben entgegenwirkt; 

— die Chancengleichheit von Mädchen und Frauen beim Zugang 
zur Ausbildung, zur Berufsaus- und -fortbildung vor allem in 
zukunftsorientierten Bereichen; für die Gewährleistung des 
Übergangs ins Berufsleben ohne Beschränkungen, qualifika- 
tionsadäquate Beschäftigung und Bezahlung; 

— die Erhöhung des Frauenanteils vor allem in den höheren 
Ebenen von Forschung und Wissenschaft, die Institutionalisie- 
rung von Frauenforschung und die Umsetzung ihrer Erkennt- 
nisse in allen wissenschaftlichen Bereichen; 

— den wirksamen Schutz von Frauen vor Gewalt durch nationale 
Gesetzgebung und bewußtseinsverändernde Maßnahmen, die 
männliches Vorherrschaftsdenken und materielle Ungleich- 
heiten als Ursachen männlicher Gewalt abbauen; 

— den Schutz von Flüchtlingsfrauen auf der Flucht und in den 
Zufluchtsländern; für die Förderung anderer, nicht-gewalt- 
samer Formen der Konfliktlösung auf inner- und zwischen- 
staatlicher Ebene und die gleichberechtigte Beteiligung von 
Frauen an gewaltfreien Konfliktlösungsmechanismen bzw. 
deren Erarbeitung; 

— Maßnahmen, die die Vereinbarkeit von Familienarbeit und 
Erwerbsarbeit für beide Geschlechter sicherstellen und sich 
nicht allein auf die Frauen konzentrieren; für die tatsächliche 
Anerkennung des Wertes der Familienarbeit; 

— für eine Wahrnehmung und Ausgestaltung von Demokratie, in 
der die tatsächliche Teilhabe von Frauen an Entscheidungspro- 
zessen unverzichtbares Element ist und die Anerkennung der 
Leistungen von Frauen für die Gesellschaft auch strukturell 
verankert ist; 

— eine Thematisierung der Rolle der Religionen im Hinblick auf 
die Stellung der Frau und den Schutz ihrer Rechte; 

— die Unterstützung des Aufbaus frauenpolitischer Strukturen 
auf Regierungs- und Nichtregierungsebene in den ost- und 
südosteuropäischen Ländern und den GUS-Staaten; 

— eine Entwicklungszusammenarbeit, die das eigenständige 
Recht der Frau auf Teilhabe an der Entwicklung wirksam um- 
setzt und die negativen Auswirkungen von Strukturanpassun- 
gen insbesondere auf Frauen berücksichtigt; 

~ eine deutliche Erhöhung des Anteils reiner Frauenprojekte und 
solcher Projekte, die sich wesentlich auf die Belange von 
Frauen konzentrieren; 
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— die Konzentration der Projekte aufgrund der Bedürfnisse und 
Wünsche der Frauen vor Ort im Sinne von Unterstützung und 
Beratung der Frauen; 

— eine Erhöhung des Frauenanteils in den Führungspositionen 
und Entscheidungsgremien der VN-Institutionen auf 50 %; 

— die logistische und finanzielle Unterstützung der Länder, die 
Hilfe bei der Umsetzung des „Übereinkommens der Vereinten 
Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau'" benötigen; 

— einen umfassenden Schutz der Frauenrechte als Menschen- 
rechte, auch durch Bereitstellung der erforderlichen Finanzmit- 
tel für die VN- Sonderberichterstatterin zur Gewalt gegen 
Frauen und alle übrigen mit dem Schutz der Frauenrechte 
befaßten Institutionen; 

— Maßnahmen zur Umsetzung der Forderungen der Wiener 
Weltmenschenrechtskonferenz von 1993 in Kapitel 3 Wiener 
Erklärung und Aktionsprogramm „Gleichberechtigung und 
Menschenrechte der Frau". 

Bonn, den 18. Mai 1994 
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